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A 4.1.5 
 

Verordnung 
zum Schutz gegen bestimmte Salmonelleninfektionen beim Haushuhn 

(Hühner-Salmonellen-Verordnung)*) 
 

in der Fassung vom 11. April 2001 
(BGBl. I, S. 544) 

__________ 
*) Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 92/117/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 über 
Maßnahmen zum Schutz gegen bestimmte Zoonosen bzw. ihre Erreger bei Tieren und Erzeugnissen tierischen 
Ursprungs zur Verhütung lebensmittelbedingter Infektionen und Vergiftungen (ABl. EG Nr. L 62 S. 38). 
 

§ 1 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Im Sinne dieser Verordnung sind 
 
1.  Zuchtbetrieb: 

ein Betrieb, in dem mindestens 250 Hühner zu Zucht- oder Vermehrungszwecken 
gehalten werden; 

2.  Aufzuchtbetrieb: 
ein Betrieb, in dem mindestens 250 Junghennen bis zur Legereife zum Zweck der 
Konsumeierproduktion aufgezogen werden; 

3.  Brüterei: 
eine Brüterei mit einer Brutkapazität von mindestens 1 000 Eiern oder eine Brüterei 
mit einer Brutkapazität von weniger als 1 000 Eiern im Falle des Zukaufs von Eiern 
aus anderen Zucht- oder Vermehrungsbetrieben; 

4.  Laboratorium: 
eine öffentliche oder private Untersuchungsstelle, die nach der Tierseuchenerreger-
Verordnung zum Arbeiten mit Tierseuchenerregern berechtigt ist; 

5. Salmonellen: 
Salmonella enteritidis und Salmonella typhimurium, ausgenommen Impf-Stämme; 

6.  Betriebsabteilung: 
Teil eines Betriebes, der für eine räumlich getrennte Haltung von Hühnern als 
Einzelbestand bestimmt ist. 
 

(2) Im Sinne dieser Verordnung liegt vor 
 
1.  Salmonelleninfektion, wenn im Rahmen einer amtlichen Untersuchung nach Anhang 

III Teil I Abschnitt IV der Richtlinie 92/117/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 
über Maßnahmen zum Schutz gegen bestimmte Zoonosen bzw. ihre Erreger bei Tie-
ren und Erzeugnissen tierischen Ursprungs zur Verhütung lebensmittelbedingter In-
fektionen und Vergiftungen (ABl. EG 1993 Nr. L 62 S. 38) in der jeweils geltenden 
Fassung in einem Zuchtbetrieb oder in einer Brüterei Salmonellen festgestellt worden 
sind;  
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2.  Verdacht auf Salmonelleninfektion, wenn im Rahmen einer betriebseigenen Untersuchung 
nach Anhang III Teil I Abschnitt II der Richtlinie 92/117/EWG in der jeweils geltenden Fas-
sung Salmonellen festgestellt worden sind. 

§ 2 
Impfungen 

 
(1) Der Inhaber eines Aufzuchtsbetriebes hat die Hühner seines Bestandes durch einen Tier-
arzt gegen Salmonellen impfen zu lassen. Die Impfung ist in solchen Abständen zu wiederho-
len, dass im gesamten Bestand eine ausreichende Immunität der Hühner gegen Salmonellen 
vorhanden ist. Über die durchgeführten Impfungen und den eingesetzten Impfstoff hat der 
Besitzer Nachweise zu führen. Diese Nachweise sind mindestens drei Jahre aufzubewahren 
und der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. 
 
(2) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen zu wissenschaftlichen Zwecken genehmigen. 
 
(3) Die zuständige Behörde kann für Zuchtbetriebe und für Betriebe, die weniger als 250 
Junghennen aufziehen oder die weniger als 250 Hühner zu Zucht- oder Vermehrungszwecken 
halten, die Impfung anordnen, wenn dies aus Gründen der Seuchenbekämpfung erforderlich 
ist. 
 

§ 3 
Betriebseigene Kontrollen 

 
(1) Der Inhaber eines Zuchtbetriebes oder einer Brüterei hat dafür zu sorgen, dass in seinem 
Betrieb Untersuchungen auf Salmonellen nach Anhang III Teil I Abschnitt II der Richtlinie 
92/117/EWG in der jeweils geltenden Fassung durchgeführt werden. Alle acht Wochen führt 
die zuständige Behörde oder eine von dieser beauftragte Stelle anstelle der vom Inhaber eines 
Zuchtbetriebes oder einer Brüterei zu diesem Zeitpunkt durchzuführenden Untersuchung eine 
amtliche Untersuchung auf Salmonellen durch. 
 
(2) Der Inhaber eines Zuchtbetriebes oder einer Brüterei hat die Ergebnisse der Untersuchun-
gen 
nach Absatz 1 Satz 1 drei Jahre lang aufzubewahren und der zuständigen Behörde auf Ver-
langen vorzulegen. 
 

§ 4 
Mitteilungspflicht 

 
(1) Ergeben die Untersuchungen nach § 3 den Verdacht auf Salmonelleninfektion, so hat der 
Betriebsinhaber diesen Verdacht unverzüglich der zuständigen Behörde mitzuteilen. 
 
(2) Dieselbe Pflicht hat auch, wer in Vertretung des Inhabers den Zuchtbetrieb oder die Brü-
terei leitet, sowie der Leiter des Laboratoriums, das im Rahmen dieser Untersuchungen mit 
der Prüfung auf Salmonellen befasst worden ist. 
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§ 5 
Amtliche Untersuchung 

 
Bei Mitteilung des Verdachts auf Salmonelleninfektion nach § 4 ordnet die zuständige Be-
hörde eine amtliche Untersuchung der Hühner aller betroffenen Betriebsabteilungen nach 
Anhang III Teil I Abschnitt IV der Richtlinie 92/117/EWG in der jeweils geltenden Fassung 
an.  
 

§ 6 
Maßnahmen nach amtlicher Feststellung 

 
(1) Ist in einem Zuchtbetrieb auf Grund der Untersuchungen nach § 5 eine Salmonelleninfek-
tion amtlich fest-gestellt, so unterliegt der Betrieb nach folgender Maßgabe der Sperre: Aus 
dem 
Betrieb oder, im Falle eines Betriebes mit Betriebsabteilungen, aus einer betroffenen Be 
triebsabteilung dürfen nur verbracht werden 
 
1.  Hühner 

a)  zu diagnostischen Zwecken, 
b)  nach ihrer Impfung oder anderweitigen Behandlung zum Zwecke der Umstallung 

in eine andere gereinigte und desinfizierte Betriebsabteilung desselben Betriebes, 
c)  zur Schlachtung gemäß den Vorschriften des Geflügelfleischhygienegesetzes oder  
d)  zur Tötung und unschädlichen Beseitigung; 

2.  unbebrütete Eier 
a)  zur Hitzebehandlung in einen nach der Eiprodukte-Verordnung zugelassenen Vor-

behandlungsbetrieb, durch die die Einhaltung der in Anlage 2 Abschnitt 1 der Ei-
produkte-Verordnung festgelegten Normen gewährleistet wird, oder 

b)  zur unschädlichen Beseitigung. 
 

(2) Die zuständige Behörde kann, wenn Belange der Seuchenbekämpfung dies erfordern, die 
Tötung und unschädliche Beseitigung aller Hühner der betroffenen Betriebsabteilungen eines 
Zuchtbetriebes anordnen, in dem eine Salmonelleninfektion amtlich festgestellt worden ist. 
Sie kann aus diesem Grund auch die unschädliche Beseitigung der unbebrüteten Eier aus der 
betroffenen Betriebsabteilung anordnen. 
 
(3) Die als Bruteier gekennzeichneten Eier und die ausgebrüteten Küken einer Brüterei, die 
aus 
einer betroffenen Betriebsabteilung eines Zuchtbetriebes stammen, in dem eine Salmonellen-
infektion amtlich festgestellt worden ist, sind unschädlich zu beseitigen. 
 

§ 7 
Desinfektion 

 
(1) Nach Entfernung der Hühner und der Eier aus den betroffenen Betriebsabteilungen muss 
der Besitzer die Stallräume, Vorräume, Zugänge sowie Einrichtungen, Geräte und sonstigen 
Gegenstände, die Träger von Salmonellen sein können, unverzüglich nach näherer Anwei-
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sung des beamteten Tierarztes reinigen und desinfizieren. In den Ställen und in ihrer unmit-
telbaren Umgebung muss der Besitzer eine Schadnagerbekämpfung durchführen. 
 
(2) Futter und Einstreu, die Träger des Ansteckungsstoffes sein können, sind zu verbrennen 
oder zusammen mit dem Dung zu packen. Futter kann auch einem Behandlungsverfahren, 
durch das die Abtötung des Ansteckungsstoffes gewährleistet ist, unterworfen werden. Der 
Dung ist an einem für Geflügel unzugänglichen Platz zu packen, nach näherer Anweisung des 
beamteten Tierarztes zu desinfizieren und mindestens drei Wochen zu lagern. Flüssige Ab-
gänge aus den Geflügelställen oder sonstigen Standorten des Geflügels sind nach näherer 
Anweisung des beamteten Tierarztes zu desinfizieren. 
 

§ 8 
Aufhebung der Schutzmaßregeln 

 
(1) Die angeordnete Sperre ist aufzuheben, wenn die Salmonelleninfektion erloschen ist. 
 
(2) Die Salmonelleninfektion gilt als erloschen, wenn 
 
1.  alle Hühner und unbebrüteten Eier aus den betroffenen Betriebsabteilungen sowie die 

betroffenen Bruteier aus Brütereien entfernt worden und 4 
2.  die Reinigung und Desinfektion dieser Betriebsabteilungen nach näherer Anweisung 

des beamteten Tierarztes und die Schadnagerbekämpfung durchgeführt worden sind 
oder 

3.  nach Impfung oder anderweitiger Behandlung der Hühner einer Betriebsabteilung 
gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b Salmonella enteritidis oder Salmonella typhimu-
rium durch zweimalige amtliche Untersuchung nach Anhang III Teil I Abschnitt IV 
der Richtlinie 92/117/EWG im Abstand von zwei Wochen nicht mehr nachgewiesen 
worden sind. Die erste Untersuchung ist frühestens nach Ablauf der Wartezeit durch-
zuführen. 

 
§ 9 

Schutzmaßregeln bei Salmonella gallinarum pullorum 
 

(1) Die zuständige Behörde kann Maßregeln nach den §§ 3 bis 8 sinngemäß anordnen, wenn 
Erkrankungen durch Salmonella gallinarum pullorum festgestellt werden. 
 
(2) Impfungen gegen Salmonella gallinarum pullorum sind verboten. Die zuständige Behörde 
kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen, sofern Belange der Seuchenbekämpfung nicht ent-
gegenstehen. 
 

§ 10 
Behördliche Überwachung, Mitteilungen der Länder 

 
(1) Im Rahmen ihrer Überwachung der Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung über-
prüft die zuständige Behörde regelmäßig die Zuchtbetriebe und Brütereien. 
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(2) Die zuständigen obersten Landesbehörden übermitteln dem Bundesministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten*) zur Weitergabe an die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft jährlich bis zum 15. Februar des folgenden Jahres einen Bericht über die Zahl 
der Zuchtbetriebe und Brütereien, in denen eine Salmonelleninfektion amtlich festgestellt 
worden ist, und über die nach § 6 getroffenen Maßnahmen sowie über die Bestandsgröße der 
betroffenen Betriebe und über die festgestellten Salmonella-Typen. 
__________ 
*) Geändert durch Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 22. Januar 2001 (BGBl. I S. 127) in 
Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft. 
 

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b des Tierseuchengesetzes 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer vollziehbaren Anordnung nach § 2 Abs. 3 oder 
§ 6 Abs. 2, auch in Verbindung mit § 9 Abs. 1, zuwiderhandelt. 
 
(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Abs. 2 Nr. 2 des Tierseuchengesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Impfungen oder entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 Unter-

suchungen nicht durchführen lässt, 
2.  entgegen § 2 Abs. 1 Satz 4 oder § 3 Abs. 2 Unterlagen nicht, nicht vollständig oder 

nicht rechtzeitig vorlegt, 
3.  entgegen § 4 einen Infektionsverdacht nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt, 
4.  entgegen § 6 Abs. 1 Hühner oder unbebrütete Eier verbringt, 
5.  entgegen § 6 Abs. 3 Küken oder Bruteier nicht beseitigt, 
6.  einer Vorschrift des § 7 über die Reinigung, Desinfektion oder Schadnagerbekämp-

fung zuwiderhandelt oder 
7.  entgegen § 9 Abs. 2 Satz 1 impft. 
 

§ 12 
(Änderung anderer Vorschriften) 

 
§ 13 

(Neufassung anderer Vorschriften) 
 

§ 14 
(Inkrafttreten) 
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 A 4.1.5 (Ergänzung EU) 
Auszug 
 

Richtlinie 92/117/EWG des Rates 
 

über Maßnahmen zum Schutz gegen bestimmte Zoonosen 
bzw. ihre Erreger bei Tieren und Erzeugnissen tierischen 

Ursprungs zur Verhütung lebensmittelbedingter Infektionen und Vergiftungen  
 

Vom 17. Dezember 1992 
(ABl. EG Nr. L 62, S. 38) 

 
zuletzt geändert durch: RL 199/72/EG (ABl. EG Nr. L 210, S. 12) 
 
Anhang III 
 

Salmonellosekontrollen 
 

TEIL I 
 

Überwachung und Kontrollen - Auftreten von Salmonellen in Zuchtbeständen  
 
I.  Geflügelzuchtbestände  

Ein Geflügelzuchtbestand umfaßt mindestens 250 Tiere (Gallus gallus), die in ein und demselben 
Betrieb zur Erzeugung von Bruteiern gehalten bzw. aufgezogen werden. 

 
II.  Salmonellenüberwachung bei Geflügelzuchtbeständen 

Der Eigentümer der Brüterei oder des Geflügelzuchtbestands oder die dafür verantwortliche Person 
muß auf eigene Rechnung Probenahmen vornehmen lassen, die in einem zugelassenen einzelstaatli-
chen oder einem von der zuständigen Behörde anerkannten Labor unter Beachtung der nachste-
henden Mindestvorschriften für die Probenahme zum Salmonellennachweis zu prüfen sind. 

 
A.  Zuchtbestände 
 
1. Bei zu Zuchtzwecken aufgezogenem Geflügel sind die Proben zumindest bei Eintagsküken, bei 

Tieren im Alter von vier Wochen und bei Junghennen zwei Wochen vor Eintritt in die Lege-
phase zu entnehmen. 

2.  Es sind folgende Proben zu entnehmen: 
a) bei Eintagsküken Proben der Einstreu der Kükenkästen, in denen die Küken beim Betrieb 

angeliefert wurden, sowie Proben der Küken, bei deren Anlieferung festgestellt wird, daß 
sie verendet sind; 

b) bei Junghennen im Alter von vier Wochen oder bei Probenahmen zwei Wochen vor dem 
Beginn der Legenutzung der Junghennen Kotmischproben, die sich aus gesonderten Pro-
ben frischen Kots mit einem Gewicht von jeweils mindestens einem Gramm zusammenset-
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zen, die nach dem Zufallsprinzip an verschiedenen Stellen des Gebäudes entnommen wur-
den, in dem die Tiere gehalten werden; haben die Tiere in ein und demselben Betrieb zu 
mehr als einem Gebäude freien Zugang, so sind in jedem der zur Geflügelhaltung dienenden 
Gebäudekomplexe des Betriebs solche Proben zu entnehmen; 

c)  Zahl der verschiedenen für eine Kotmischprobe zu entnehmenden Kotproben wie nachste-
hend angegeben: 

 
 
Anzahl der in einem Gebäude 

gehaltenen Tiere 

 
Anzahl der in einem Gebäude oder Gebäudekomplex des 

Betriebs zu entnehmenden Kotproben 
 

1- 24 
25- 29 
30- 39 
40- 49 
50- 59 
60- 89 
90-199 
200-499 

500 oder darüber 

 
(entsprechend der Anzahl der Tiere,  jedoch höchstens 20) 

20 
25 
30 
35 
40 
50 
55 
60 

 
 
B.  Ausgewachsene Geflügelzuchtbestände 
 
1.  In allen Geflügelzuchtbeständen sind während der Legephase mindestens alle zwei Wochen Stich-

proben vorzunehmen. 
2.  Alle Geflügelzuchtbestände, deren Eier an Brütereien mit einer Brutkapazität von weniger als 1000 

Eiern geliefert werden, müssen Stichprobenentnahmen im Betrieb unterzogen werden, und die zu 
entnehmenden Proben müssen sich aus gesonderten Proben frischen Kots mit einem Gewicht von 
jeweils mindestens einem Gramm zusammensetzen, die gemäß Buchstabe A Nummer 2 Buchstabe 
b) entnommen worden sind. 

3.  Bei Geflügelzuchtbeständen, deren Eier an eine Brüterei mit einer Brutkapazität von mindestens 
1000 Eiern geliefert werden, müssen in der Brüterei Stichproben entnommen werden. Diese Proben 
müssen folgendes umfassen: 
a)  eine Mekonium-Mischprobe, die bei 250 Küken entnommen wird, welche aus den Eiern ge-

schlüpft sind, die aus den einzelnen Zuchtbeständen an die Brüterei geliefert wurden, oder 
b)  Proben der Körper von 50 Küken, die entweder in der Schale verendet oder aus Eiern aus-

gebrütet worden sind, welche aus den einzelnen Zuchtbeständen an die Brüterei geliefert wur-
den. 

4.  Diese Proben können auch bei Zuchtbeständen mit weniger als 250 Tieren entnommen werden, 
deren Eier an eine Brüterei mit einer Gesamtbrutkapazität von mindestens 1000 Eiern geliefert wer-
den. 

5.  Anstelle der unter Buchstabe B vorgesehenen Probenahmen sind alle acht Wochen amtliche Pro-
benahmen vorzusehen, für welche die unter Nummer 4 festgelegten Bestimmungen gelten. 
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C.  Prüfung der zum Salmonellennachweis entnommenen Proben  
 

Die in den einzelnen Gebäuden entnommenen Proben können zu Analysezwecken zusammengefaßt 
werden. 
Die Analysen und Tests werden nach Methoden durchgeführt, die gemäß dem Verfahren des Arti-
kels 16 nach Stellungnahme des Wissenschaftlichen Veterinärausschusses anzuerkennen sind, bis 
diese Anerkennung nach einzelstaatlichen Methoden erfolgt, die sich bewährt haben und die Garan-
tien gemäß der Entscheidung 89/610/EWG bieten. 

 
III. Mitteilung der Ergebnisse 
 

Wird bei einer Überprüfung nach Abschnitt II in einem Zuchtbestand Salmonella enteritidis oder 
Salmonella typhimurium nachgewiesen, so teilt die Person, die für das zugelassene Labor verant-
wortlich ist, das die Untersuchung durchführt, oder die mit der Untersuchung beauftragte Person 
oder der Eigentümer des Geflügelbestands der zuständigen Behörde die Ergebnisse mit. 

 
IV. Untersuchung der Bestände, bei denen die Kontrollen einen positiven Befund ergaben 

 
Bei der Meldung des Auftretens von Salmonella enteritidis oder von Salmonella typhimurium ge-
mäß Abschnitt III wird der Bestand zur Bestätigung der ersten Ergebnisse einer amtlichen Probe-
nahme unterzogen. In jedem Gebäude, in dem Tiere dieses Bestands gehalten werden, ist eine 
Stichprobe zu entnehmen, wobei die Anzahl der Proben nach der Tabelle in Abschnitt II Buchstabe 
A Nummer 2 Buchstabe c) festzulegen ist. Zu Kontrollzwecken müssen die Tiere zu Fünferpartien 
zusammengestellt und Proben von der Leber, den Eierstöcken und den Eingeweiden dieser Tiere 
entnommen werden; diese Proben müssen auf Salmonellen untersucht werden; diese Untersuchung 
erfolgt durch Analysen und Tests im Rahmen von Methoden, die nach dem Verfahren des Artikels 
16 bestätigt und anerkannt sind, oder solange diese Anerkennung noch aussteht - nach bewährten 
einzelstaatlichen Methoden. 

 
V. Maßnahmen im Fall der Bestätigung des Verdachtes einer Infektion der Bestände  
 

Die Maßnahmen müssen folgenden Mindestvorschriften genügen:  
1.  Wird bei einer Überprüfung nach Abschnitt IV das Auftreten von Salmonella enteritidis oder 

Salmonella typhimurium in einem Gebäude bestätigt, so sind folgende Maßnahmen zu ergreifen: 
a) Kein Tier darf das betreffende Gebäude verlassen, es sei denn, daß die zuständige Behör-

de die kontrollierte Schlachtung und unschädliche Beseitigung oder die Schlachtung in ei-
nem von ihr bezeichneten Schlachtbetrieb gemäß Buchstabe c) genehmigt hat. 

b) Die unbebrüteten Eier aus dem betreffenden Gebäude sind entweder an Ort und Stelle un-
schädlich zu beseitigen oder nach geeigneter Kennzeichnung unter Überwachung zu einem 
für die Behandlung von Eiprodukten zugelassenen Betrieb zu verbringen, um dort entspre-
chend den Anforderungen der Richtlinie 89/437/EWG einer Hitzebehandlung unterzogen 
zu werden. 
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c) Sämtliche Tiere des Geflügelzuchtbestands sind entsprechend den Bestimmungen von An-
hang I Kapitel VI Nummer 31 Buchstabe c) der Richtlinie 71/118/EWG zu schlachten; 
der amtliche Tierarzt des Schlachtbetriebs ist entsprechend den Bestimmungen von An-
hang I Kapitel VI Nummer 25 Buchstabe a) der genannten Richtlinie davon zu unterrich-
ten, daß die Schlachtung beschlossen wurde, oder die Tiere sind so zu schlachten und un-
schädlich zu beseitigen, daß die Gefahr der Salmonellenausbreitung so gering wie möglich 
gehalten wird. 

 
2. Nach der Entfernung der vom Salmonella enteritidis oder Salmonella typhimurium befallenen Be-

stände aus der Betriebsstätte ist diese entsprechend den von der örtlichen Veterinärbehörde festge-
legten Verfahren gründlich zu reinigen und zu desinfizieren und Mist und Einstreu unschädlich zu be-
seitigen. Die Wiederbelegung mit Küken, die den Bedingungen von Abschnitt II Buchstabe A 
Nummer 1 entsprechen, ist sicherzustellen. 

 
3. Sämtliche Bruteier einer Brüterei, die von Beständen stammen, in denen das Auftreten von Salmo-

nella enteritidis oder Salmonella typhimurium bestätigt wurde, sind unschädlich zu beseitigen oder 
als gefährliche Stoffe gemäß der Richtlinie 90/667/EWG zu behandeln. 

 
Va: Bis zu der in Artikel 15a vorgesehenen Überprüfung können die Mitgliedstaaten von der in Ab-

schnitt V Nummer 1 Buchstabe b) vorgesehenen obligatorischen unschädlichen Beseitigung und der 
in Absc hnitt V Nummer 1 Buchstabe c) vorgesehenen obligatorischen Schlachtung absehen sofern 
sie garantieren können, daß  

 
i)  außer für eine Behandlung gemäß Richtlinie 89/437/EWG (*) keine unbebrüteten Eier eines 

Gebäudes gemäß Abschnitt V Nummer 1 Buchstabe b) in Verkehr gebracht werden,  
ii)  außer für die sofortige Schlachtung gemäß dem vorgenannten Buchstaben c) kein lebendes 

Geflügel - einschließlich der davon stammenden Eintagsküken - dieses Gebäude verläßt,  
 

solange sich die zuständige Behörde nicht davon überzeugt hat, daß keine Infektion mit Salmonella 
enteritidis oder Salmonella typhimurium mehr vorliegt.  
 
Den Mitgliedstaaten, die die in Absatz 1 vorgesehene Möglichkeit in Anspruch nehmen, kann keine 
finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft gemäß Artikel 29 der Entscheidung 90/4241 EWG (∗∗) 
gewährt werden.  

 

                                                                 
*  ABl. Nr. L 212 vom 22. 7. 1989, S. 87. Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 
96/23/EG (ABl. Nr. L 125 vom 23.5.1996, S. 10). 
 
∗∗  ABl. Nr. L 224 vom 18. 8. 1990, S. 19. Entscheidung zuletzt geändert durch die Entscheidung 
94/370/EG (ABl. Nr. L 168 vom 2.7.1994, S. 31). 
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VI. Gemäß dem in Artikel 16 vorgesehenen Verfahren und nach der vor dem 1. Oktober 
1993 einzuholenden Stellungnahme des Wissenschaftlichen Veterinärausschusses 

 
a) können Überwachungssysteme auf Grundlage einer serologischen Kontrolle im Betrieb aner-

kannt werden, wenn sie Garantien bieten, die dem Inspektionssystem in der Brüterei gemäß 
Abschnitt II Buchstabe A Nummer 1, Buchstabe B Nummern 3 und 4 und Buchstabe C 
gleichwertig sind; 

b) können Alternativen zur in Abschnitt V Buchstabe c) vorgesehenen obligatorischen Schlach-
tung nach Stellungnahme des Wissenschaftlichen Veterinärausschusses für Zuchtbestände 
zugelassen werden; 

c) können besondere Regeln im Hinblick auf den Schutz genetisch wertvollen Materials festgelegt 
werden. 

 
Die im vorliegenden Kapitel vorgesehenen Kontrollen können gemäß dem in Artikel 16 vorgesehe-
nen Verfahren im Lichte der Entwicklung der wissenschaftlichen Kenntnisse angepaßt werden. 

 
TEIL II 

 
Salmonellenüberwachung auf der Endstufe der Erzeugung von  

Mischfuttermitteln für Geflügel 
 
Bei der amtlichen Probenahme in einem Betrieb oder bei begründetem Verdacht können Probenahmen 
bei den für die Fütterung des Geflügels verwendeten Mischfuttermitteln durchgeführt werden. 
 
Erweist sich eine Probe als salmonellapositiv, so führt die zuständige Behörde eine Untersuchung durch 
zwecks 
a) Ermittlung der Kontaminationsquelle, insbesondere durch Entnahme amtlicher Proben auf verschie-

denen Produktionsstufen; 
b) Prüfung der Anwendung der Vorschriften und Kontrollen bezüglich der Beseitigung und der Verar-

beitung von tierischen Abfällen, insbesondere derjenigen der Richtlinie 90/667/EWG; 
c) Festlegung von Verfahren für die gute Herstellungspraxis und Gewährleistung der Einhaltung der 

anerkannten Regeln. 
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